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Spätestens seit dem Bericht 
von Correctiv über ein Ge­
heimtreffen von Funktio­
nären der AfD mit Identi­

tären und Sympathisanten ist die 
radikal rechte Partei wieder in al­
ler Munde. Doch schon vor dem 
Skandal blickte man mit einer Mi­
schung aus Sorge, Wut und Resig­
nation auf den Aufstieg der AfD in 
den Wahlumfragen.

Bundesweit war es der AfD ge­
lungen, sich zwei Jahre nach ih­
rem damaligen Bundestagswahl­
ergebnis von 10,3 Prozent zu 
verdoppeln. In den neuen Bundes­
ländern, von denen im Jahr 2024 
Thüringen, Sachsen und Branden­
burg im Herbst ihren Landtag neu 
wählen, war die AfD laut Umfrage 
mit um die oder gar über 30 Pro­
zent stärkste Partei.

Für das Wirtschafts- und So­
zialwissenschaftliche Institut der 
gewerkschaftsnahen Hans-Böck­
ler-Stiftung (WSI) ist Andreas Hö­
vermann einer Frage nachgegan­
gen, die gewiss viele Menschen 
umtreibt: Wie konnte es gesche­
hen, dass die Wahlbereitschaft zu­
gunsten der AfD in den vergange­
nen Jahren so erschreckend stark 
gestiegen ist?

Das WSI-Erwerbspersonenpa­
nel eignet sich hierzu als Daten­
grundlage sehr gut, da ihm zehn 
Erhebungswellen seit April 2020 
bis zum Erscheinungszeitpunkt 
zugrunde liegen, bei denen weit­

Ist die Konsolidierung der radikalen 
Rechten zurückzudrehen?
Einführende Worte zur WSI-Studie „Das Umfragehoch der AfD” von 
Andreas Hövermann durch Alban Werner, SoFoR

gehend dieselben Menschen wie­
derholt befragt wurden. Hierurch 
konnte die Entwicklung der Einstel­
lungen derzeitiger AfD-Wählender 
im Zeitverlauf nachvollzogen und 
zwischen AfD-Stammwählerschaft 
und AfD-Neuwählenden differen­
ziert werden.

Wanderungen zur AfD
Die Studie unterscheidet zwischen 
AfD-Neuwählenden (die in keiner 
der vier vorherigen Erhebungs­
wellen, dann aber Mitte des letz­
ten Jahres 2023 angaben, die AfD 
wählen zu wollen), AfD-Wieder­
holungswählenden (die in der 
jüngsten und einer der vorherigen 
Erhebungswellen eine AfD-Wahl­
absicht angaben, dazwischen aber 
andere Parteien wählen wollten) 
sowie AfD-Stammwählenden, die 
in allen fünf letzten Erhebungswel­
len die AfD als Partei ihrer Wahl 
angaben.

Von denjenigen, die heute der 
AfD ihre Stimme gäben, waren 
laut Studie weniger als die Hälfte 
bereits bei der jüngsten Bundes­
tagswahl in 2021 Wählende die­
ser Partei. „Die jetzigen AfD-Wäh-
lenden kommen v. a. von der FDP 
(zwölf Prozent), der Union (zehn 
Prozent) und der SPD (neun Pro-
zent), seltener von der Linken oder 
den Grünen (drei bzw. zwei Pro-
zent).“ (S. 8 der WSI-Studie)

Im November 2022 hatte die 
AfD immerhin schon 61 Prozent 
ihrer heutigen Wählenden in Um­

fragen für sich gewonnen. Zuletzt 
hatte die AfD vor allem von Uni­
on und FDP Wählende gewonnen. 
Insgesamt hatten laut WSI-Studie 
vier von fünf der zuletzt zur AfD 
gewechselten Befragten zur Bun­
destagswahl 2021 noch eine der 
fünf etablierten demokratischen 
Parteien gewählt.

Die Umfragen lassen Schlimmes befürchten: Bei der 
Wahl des Europäischen Parlaments und bei Landtags­
wahlen im Osten drohen Erfolge der AfD. Jüngste Ver­
öffentlichungen haben in Erinnerung gerufen, wie de­
mokratiefeindlich und menschenverachtend diese 
Partei und ihr politisches Umfeld sind. Viele sind aufge­
schreckt und demonstrieren für Demokratie und Men­
schenrechte. Das ist sehr gut.

Wir wollen die Gründe diskutieren, warum die AfD so 
stark werden konnte. Dazu schauen wir uns aktuelle Stu­
dien an, etwa jene vom WSI. Es referiert hierzu Richard 
Gebhardt, Politikwissenschaftler, Publizist, Referent in 
der Erwachsenenbildung und Verfasser zahlreicher wis­
senschaftlicher Publikationen, u. a. zur „neuen“, extre­
men und populistischen Rechten in Deutschland.

Referent: Richard Gebhardt,

Freitag, 01. März 2024, 19:30 Uhr,

Friedensbildungswerk Köln, Obenmarspforten 7-11, 
50667 Köln.

Veranstalter: SoFoR, Friedensbildungswerk Köln und Ro­
sa-Luxemburg-Gesprächskreis Sülz-Klettenberg.� s

Wer wählt die AfD?
Und warum?
Eine Analyse des Wahlerfolgs einer 
rechtsextremen Partei
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Soziodemografische 
Zusammensetzung
Die soziodemografische Zusam­
mensetzung der AfD-Wählenden 
folgt inzwischen bekannten Merk­
malsbündeln. „Soziodemografisch 
sind häufiger Männer als Frauen, 
häufiger Ost- als Westdeutsche, häu-
figer Menschen ohne Abitur und mit 
geringen bis mittleren Haushaltsein-
kommen unter den AfD-Wählenden 
zu finden. Zudem geben überdurch-
schnittlich häufig Personen zwischen 
30 und 49 Jahren an, AfD zu wäh-
len“. (S. 39)

Nicht nur für das WSI von Inte­
resse sind der auffällig hohe Anteil 
an Arbeitern und Arbeiterinnen so­
wie die häufigere Zustimmung zu 
Aussagen, wonach man schlechte­
re Arbeitsbedingungen erlebe, der 
Lohn als nicht angemessen und 
die Wertschätzung durch Arbeitge­
ber und Vorgesetzte als zu gering 
empfunden werden.

Bei den Neuwählenden der 
AfD hingegen ist der WSI-Studie 
zufolge eine Normalisierung ver­
zeichnen. Nicht nur gleicht die Al­
terszusammensetzung der AfD-
Neuwählenden stärker derjenigen 
Alterszusammensetzung aller Er­
werbspersonen, sondern ihr finan­

zielles Polster ist auch zumindest 
stärker als das der AfD-Stamm­
wähler.

Misstrauen, Sorgen und 
Belastungen
Unübersehbar am stärksten un­
terscheiden sich die Wählenden 
der AfD im Hinblick auf ihr Insti­
tutionenvertrauen. Während unter 
den Wählenden anderer Parteien 
23 Prozent der Bundesregierung 
nach der Bundestagswahl we­
nig bis gar nicht vertrauten, wa­
ren es bei den AfD-Stammwählen­
den 88 Prozent; im Juli 2023 lagen 
die Werte dieser beiden Gruppen 
dann bei 40 und 96 Prozent.

Im selben Zeitraum stieg bei 
den AfD-Neuwählenden der An­

teil von 48 auf 89 Prozent, sie hat­
ten also fast mit der Stammwäh­
lerschaft gleichgezogen. Auch das 
Vertrauen in die öffentlich-recht­
lichen Medien sank von einem 
mehrheitlichen Vertrauen bis un­
ter ein Drittel. Zugleich wird kei­
ner Partei von Teilen ihrer Wäh­
lerschaft so großes Vertrauen 
entgegengebracht wie der AfD: 
„Knapp 18 Prozent ihrer Wählen-
den geben ein ‘sehr großes Vertrau-
en’ an (Grüne zum Vergleich: acht 
Prozent).” (S. 22) Die These, die 
AfD sei eine Protestpartei Missver­
standener, ist also weniger denn je 
haltbar. Im Vergleich zu den Wäh­
lenden anderer Parteien ist das 
Elektorat der AfD deutlich stärker 
besorgt um steigende Preise (71 
gegenüber 42 Prozent), um die all­
gemeine wirtschaftliche Entwick­
lung (65 gegenüber 35 Prozent), 
um ihre Altersabsicherung (55 ge­
genüber 33 Prozent), um das Hal­
ten ihres Lebensstandards (47 ge­
genüber 23 Prozent) sowie um die 
eigene wirtschaftliche Situation 
(38 gegen 19 Prozent). Auch emp­
finden sie im Vergleich zu Wählen­
den anderer Parteien stärkere fi­
nanzielle Belastungen.

Nach den aus ihrer Sicht wich­
tigsten Themen beim Start der 
Ampelregierung im Herbst 2021 
gefragt, nannten AfD-Wählende 
mit 95 Prozent die Begrenzung 
der Zuwanderung nach Deutsch­
land (gegenüber 55 Prozent bei 
den Wählenden anderer Parteien) 
sowie eine möglichst schnelle Auf­
hebung der Corona-Beschränkun­
gen (88 gegenüber 65 Prozent), 
während für sie die möglichst kon­
sequente Bekämpfung der Coro­
na-Pandemie (62 gegenüber 89 
Prozent), die Beschleunigung der 
Corona-Impfkampagne (51 gegen­
über 83 Prozent), die Bekämpfung 
des Klimawandels (49 gegenüber 
85 Prozent) oder die Stärkung der 
EU (44 gegenüber 82 Prozent) auf­
fällig geringere Priorität hatten.

Wählende der AfD neigten 
nicht nur während der Pandemie 
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4.5 Welche Themen waren ihnen zur 
Bundestagswahl 2021 besonders wichtig?

Bereits im Abschnitt 3.3 wurde berichtet, wem die 
jetzigen AfD-Wählenden bei der Bundestagswahl 
2021 ihre Zweitstimme gegeben haben. Knapp 40 
Prozent gaben an, AfD zu wählen (Abbildung 5, links), 
weitere 45 Prozent machten ihr Kreuz noch an an-
derer Stelle – darunter v. a. vertreten: die FDP, die 
Union und die SPD. 

Kurz nach der Bundestagswahl 2021 wurde im 
WSI-Erwerbspersonenpanel zudem erfragt, wel-
che Themen für die neue Bundesregierung beson-
ders wichtig sein sollten. Erneut wird im Folgen-
den betrachtet, worin sich jetzige AfD-Wählende 
von Wählenden, die andere Parteien wählen, unter-
scheiden. Hierbei ist es wichtig zu betonen, dass 
auf die jetzigen AfD-Wählenden geblickt wird – und 
nicht etwa auf diejenigen, die damals AfD wählten. 
Viele der jetzigen AfD-Wählenden haben zwar da-
mals zur Bundestagswahl auch schon AfD gewählt 

(siehe Abbildung 5), jedoch entschied sich ein Groß-
teil bei der Stimmabgabe damals noch anders. 

Die Befunde zeigen hier für einige Themen kaum 
Differenzen – beispielsweise schätzen AfD-Wäh-
lende die Wichtigkeit der Themen Investitionen in 
Infrastruktur, Staatsschuldenabbau, Arbeitsplatz-
schaffung und -sicherung, bezahlbarer Wohnraum, 
Stärkung der Tarifbindung oder Anhebung des Min-
destlohns auf 12 Euro ähnlich wie Wählende ande-
rer Parteien ein. Betrachtet man die Themen, bei 
denen sich die Einschätzung der Wichtigkeit ähnelt, 
erhalten die Arbeitsplatzschaffung und -sicherung, 
die Verbesserung der Pflegesituation, die Investitio-
nen in Infrastruktur, die Bekämpfung der Kriminali-
tät und das Erhalten und Voranbringen des Indust-
riestandorts Deutschland eine besonders hohe Be-
deutung – sowohl unter AfD-Wählenden als auch 
bei Wählenden anderer Parteien. 

Für zahlreiche Themen zeigen sich jedoch gro-
ße Unterschiede (Abbildung 33). Ein Thema, dass 
jetzigen AfD-Wählenden zum Zeitpunkt der Bun-

Lesehilfe: 95 Prozent der jetzigen AfD-Wählenden gaben kurz nach der Bundestagswahl 2021 die Begrenzung der Zuwanderung nach Deutschland als wichtiges Thema an; unter jetzigen 
Wählenden anderer Parteien gaben dies 55 Prozent an. 
Anmerkungen: oberer Block: Themen, die jetzigen AfD-Wählenden wichtiger waren als Wählenden anderer Parteien; unterer Block: Themen, die jetzigen AfD-Wählenden weniger wich-
tig waren als Wählenden anderer Parteien; Dargestellt sind Werte 1 bis 3 auf 7-stufiger Skala mit Extremwerten 1 = „sehr wichtig“ und 7 = „überhaupt nicht wichtig“; Wellen 6 und 10, 
Oktober 2021 und Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: alle abgebildeten***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 33

Anteil, denen die aufgelisteten Themen beim Start der neuen Bundesregierung im Oktober 2021 wichtig waren, nach aktueller Wahlpräferenz 
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Abb. 33 der WSI-Studie, S. 29
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fragten in der Stichprobe, ist seit der Bundestags-
wahl 2021 auch unter Wählenden der AfD ein ste-
tiger Vertrauensverlust in die Bundesregierung zu 
beobachten. Interessant ist jedoch, wie sich hier 
etabliertere AfD-Wählendengruppen von den jet-
zigen Neuwählenden der Partei unterscheiden. Be-
reits zur Bundestagswahl 2021 äußerte sowohl un-
ter AfD-Stammwählenden als auch unter Wieder-
holungswählenden die überwältigende Mehrheit 
kaum oder gar kein Vertrauen in die Bundesregie-
rung und dieser sehr hohe Anteil stieg im Zeitver-
lauf noch weiter an, sodass mittlerweile kaum noch 
jemand in diesen Gruppen „mittelmäßiges“ oder 

„großes“ Vertrauen in die Bundesregierung hat. 
Anders verläuft die Linie der AfD-Neuwählenden 

in der Abbildung: Unter ihnen war das fehlende 
Vertrauen in die Bundesregierung zur Bundestags-
wahl 2021 mit 48 Prozent noch deutlich geringer 
verbreitet als unter den etablierteren AfD-Wählen-
den (74 bzw. 88 Prozent). Im Laufe der folgenden 
21 Monate stieg dann in dieser Gruppe ebenfalls 
der Anteil derjenigen ohne Vertrauen in die Bun-
desregierung deutlich an und erreicht mit aktuell 
89 Prozent Werte, die vergleichbar sind mit den 
etablierteren AfD-Wählenden. Die AfD-Neuwäh-
lenden haben somit aktuell das erheblich verbrei-
tete Misstrauen in die Bundesregierung gemein mit 
etablierteren AfD-Wählenden. Zur Bundestagswahl 
waren viele von den jetzigen AfD-Neuwählenden 
zwar auch schon skeptischer als jetzige Wählende 
anderer Parteien, jedoch gab unter den AfD-Neu-
wählenden damals noch rund die Hälfte zumindest 
„mittelmäßiges“ Vertrauen in die Bundesregierung 
an, wie in Abbildung 20 dargestellt. In der Abbildung 
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Lesehilfe: Unter den AfD-Neuwählenden stieg der Anteil mit geringem 
Vertrauen in die Bundesregierung von 48 Prozent im Oktober 2021 auf zuletzt 
89 Prozent. 
Anmerkungen: Wellen 6, 8, 9, 10.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 19

Anteil der Befragten mit „nur wenig“/„überhaupt kein“ 
Vertrauen in die Bundesregierung im Zeitverlauf, nach 
AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

  unter AfD-Stammwählenden (N=166 – 217)
  unter AfD-Wiederholungswählenden (N=231– 304)
    unter AfD-Neuwählenden (N=176 – 227)
    unter Wählenden anderer Parteien (N=2.140 – 2.916)

Lesehilfe: Gaben im Oktober 2021 22 Prozent der jetzigen AfD-Neuwählenden „überhaupt kein  
Vertrauen“ in die Bundesregierung an, waren es zuletzt   67 Prozent. 
Anmerkungen: Wellen 6, 8, 9, 10; N=176 – 227.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 20

Verteilung Vertrauen in die Bundesregierung im Zeitverlauf unter AfD-Neuwählenden
Angaben in Prozent
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wird auch deutlich, dass der Großteil der jetzigen 
AfD-Neuwählenden (zwei von drei) zuletzt die Ex-
tremkategorie „überhaupt kein“ Vertrauen in die 
Bundesregierung auswählte.

Ein ähnliches Bild, wenn auch in abgeschwäch-
ter Form lässt sich für das Vertrauen in öffentlich-
rechtliche Medien nachzeichnen (Abbildung 21). Da-
bei fallen die AfD-Wählenden ebenfalls mit deut-

Lesehilfe: Unter den AfD-Neuwählenden stieg der Anteil mit geringem Vertrauen in öffentlich- 
rechtliche Medien von 49 Prozent im Oktober 2021 auf zuletzt 69 Prozent. 
Anmerkungen: Wellen 6, 8, 9, 10.

Quelle: eigene Berechnung
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Abbildung 21

Anteil der Befragten mit „nur wenig“/ „überhaupt kein“ Vertrauen in  
öffentlich-rechtliche Medien im Zeitverlauf, nach AfD-Wählendengruppe
Angaben in Prozent

  unter AfD-Stammwählenden (N=166 – 217)
  unter AfD-Wiederholungswählenden (N=231– 304)
    unter AfD-Neuwählenden (N=176 – 227)
    unter Wählenden anderer Parteien (N=2.140 – 2.916)

Abb. 19 der WSI-Studie, S. 21
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zu größerem Miss­
trauen und mehr ver­
schwörungsideologi­
schen Erklärungen zu 
den Corona-Schutz­
maßnahmen. Nach 
Beginn des Kriegs ge­
gen die Ukraine spra­
chen sie sich über­
deutlich häufiger für 
eine restriktive und 
unempathische Linie 
gegenüber Geflüchte­
ten aus dem angegrif­
fenen Land aus. Auch 
hier zeigte sich eine er­
hebliche Nähe zu verschwörungs­
ideologischen Deutungen: Der 
Aussage, der Krieg werde genau­
so dramatisiert wie die Pandemie, 
stimmten im November 2022 nur 
19 Prozent der Wählenden anderer 
Parteien zu, aber 54 Prozent der 
AfD-Wählenden. Der Aussage, die 
NATO habe Russland zum Krieg 
provoziert, wollten nur 14 Prozent 
der Wählenden anderer Parteien, 
aber 49 Prozent des AfD-Elekto­
rats zustimmen.

Schlussfolgerungen
Für das Handeln linker, gewerk­
schaftlicher und sozialistischer 
Politik enthält die Studie wichtige 

Hinweise. Sie bringt unmissver­
ständlich zum Ausdruck: „Wer AfD 
wählt, macht dies nicht trotz, son-
dern wegen ihrer migrationsfeindli-
chen Positionen. AfD-Wählende, die 
sich enttäuscht von etablierteren de-
mokratischen Parteien abwenden 
und gleichzeitig nicht die rechten Po-
sitionen der AfD in Migrationsfragen 
teilen, finden sich kaum in den Da-
ten.” (S. 41)

Zugleich enthält sie aber Spu­
ren von Hoffnungsschimmer, in­
sofern die Neuwählenden der AfD 
wahrscheinlich zu dieser stießen, 
weil sich das Niveau ihrer Sor­
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die AfD wählen trotz eines geringen Vertrauens in 
die Partei.

Als interessant erweist sich zudem die Betrach-
tung der verschiedenen AfD-Wählendengruppen 
(Abbildung 24). Das zuvor berichtete relativ hohe Ver-
trauen der AfD-Wähler*innenschaft in ihre Partei 
geht zu großen Teilen auf etabliertere Wählende 
zurück. Unter Wiederholungswählenden sind es 49, 
unter Stammwählenden sogar 71 Prozent, die ange-
ben, „großes“ oder „sehr großes“ Vertrauen in die 
AfD zu haben. Mit nur 20 Prozent ist dieser Anteil 
unter den AfD-Neuwählenden jedoch signifikant 
geringer und liegt auch signifikant unter dem Wert 
der Wählenden anderer Parteien. Der Anteil derje-
nigen, die „überhaupt kein“ oder „nur wenig“ Ver-
trauen in die AfD haben ist hierbei mit 30 Prozent 
ebenfalls deutlich überdurchschnittlich. Unter den 
AfD-Neuwählenden finden sich somit relativ viele, 
die von der Partei wenig überzeugt sind und ihr ent-
sprechend wenig Vertrauen entgegenbringen.

4.4 Wie hoch sind ihre Sorgen und 
Belastungen?

Um Aussagen zu den subjektiven Sorgen, Belas-
tungen und Problemlagen zu machen, wird im 
folgenden Abschnitt zunächst vergleichend über 
Sorgen wegen verschiedener gesellschaftlicher 
Entwicklungen berichtet, bevor auf angegebene 
Belastungen in verschiedenen Lebensbereichen 
eingegangen wird. Anschließend werden die zu 
Beginn der Hochinflationsphase im Frühjahr 2022 
erfragten Sonderbelastungen und Einstellungen 
zu den Entlastungspaketen herangezogen.

Besorgte Bürger*innen?

Der Anteil der Befragten im WSI-Erwerbsperso-
nenpanel, der von großen Sorgen berichtet, ist in 
den letzten Erhebungen deutlich angestiegen (vgl. 
Kohlrausch et al. 2023). Während Sorgen um ge-
sellschaftliche Themen wie dem sozialen Zusam-
menhalt oder der Entwicklung der sozialen Un-
gleichheit nahezu kontinuierlich seit Pandemiebe-
ginn angestiegen sind, zeigt sich für die Verbrei-
tung finanzieller Sorgen eine deutliche Zunahme 
insbesondere seit Beginn des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine und den damit einhergehen-
den Folgen wie der Anstieg der Inflation.

Medial wird häufig das Bild der besorgten 
Bürger*innen herangezogen, wenn über die AfD-
Wähler*innenschaft gesprochen wird. Auch im 
Zusammenhang der bereits erwähnten Moderni-
sierungsverlierer-These erweisen sich selbstbe-
zogene und gesellschaftsbezogene Sorgen als 
bedeutsam zur Erklärung der AfD-Wahlpräferenz 
(z. B. Hertel / Esche 2019). Inwieweit AfD-Wählende 
nun auch im WSI-Erwerbspersonenpanel mit be-
sonders verbreiteten Sorgen auffallen, wird in Ab-
bildung 25 ersichtlich. 

Lesehilfe: Unter AfD-Stammwählenden äußern 71 Prozent großes oder sehr großes Vertrauen in die AfD; 
unter AfD-Neuwählenden sind es 20 Prozent. 
Anmerkungen: Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen Anteil großes/sehr großes Vertrauen:  
AfD-Wählende > Wählende anderer Parteien***; AfD-Neuwählende < Wählende anderer Parteien***; 
AfD-Neuwählende < AfD-Stammwählende***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung
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…um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes

…um ihre eigene berufliche Zukunft

…um ihre eigene wirtschaftliche Situation

…dass sie ihren Lebensstandard nicht 
halten können

…um ihre Altersabsicherung

…um die allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung

…vor einer Ausweitung des Ukraine-Kriegs

…wegen der steigenden Preise

…um die Entwicklung der sozialen 
Ungleichheit

…um den sozialen Zusammenhalt der 
Gesellschaft

AfD-Wählende (N=811) Wählende anderer Parteien (N=2.916)

Lesehilfe: 71 Prozent der AfD-Wählenden äußern große Sorgen wegen der steigenden Preise; unter 
Wählenden anderer Parteien liegt der Wert bei 42 Prozent. 
Anmerkungen: 
Welle 10, Juli 2023; signifikante Differenzen AfD-Wählende vs. Wählende anderer Parteien: berufliche 
Zukunft***; eig. wirtsch. Situation***; Zusammenhalt***; Ungleichheit***; allg. wirtsch. Situation***; 
Arbeitsplatzsicherheit***; Altersabsicherung***; steigende Preise***; Ukraine-Kriegsausweitung*;  
Lebensstandard***; *= p < .05, ** = p < .01, *** = p < .001.

Quelle: eigene Berechnung

Abbildung 25

Aktueller Anteil mit „großen Sorgen“ in dem jeweiligen Bereich, nach Wahlpräferenz
Angaben in Prozent

   AfD-Wählende (N=811)
   Wählende anderer Parteien (N=2.916)

Abbildung 24

Verteilung aktuelles Vertrauen in „die Partei, die Sie wählen“, nach AfD- 
Wählendengruppe 
Angaben in Prozent

REPORT
Nr. 92, November 2023

DAS UMFRAGEHOCH DER AFD
Aktuelle Erkenntnisse über die AfD-Wahlbereitschaft  
aus dem WSI-Erwerbspersonenpanel

Andreas Hövermann

AUF EINEN BLICK

Der vorliegende Report analysiert anhand von 
zehn Erhebungswellen des WSI-Erwerbspersonen-
panels die AfD-Wahlbereitschaft vor dem Hinter-
grund des aktuellen Umfragehochs der AfD. 

Neben den Wähler*innen-Wanderungen wer-
den die AfD-Wählenden im Profil sowohl hinsicht-
lich ihrer demografischen und arbeitsbezogenen 
Merkmale als auch ihrer Sorgen, ihres Vertrauens 
und ihrer Perspektive auf die Pandemie und auf 
den Krieg in der Ukraine vorgestellt. 

Zudem wird analysiert, wie sich neu hinzuge-
kommene Wählendengruppen der AfD von etab-
lierten Stammwählenden in diesen Punkten unter-
scheiden. 

Es zeigt sich, dass die AfD zuletzt auch Wäh-
lendengruppen ansprach, die sie bisher kaum er-
reichen konnte und die sich von etablierteren AfD-
Wählenden unterscheiden. AfD-Wählende zeigen 
sich jedoch einheitlich als hochbelastet, misstrau-
isch und hochbesorgt. Die Zuwanderungsbegren-
zung scheint das einende Thema zu sein, mit dem 
auch neu hinzugekommene Wählendengruppen 
angesprochen werden, die sonstige AfD-Positio-
nen weniger stark teilen und auch bisher noch kein 
allzu großes Vertrauen in die AfD aufgebaut haben.

gen und empfundenen Belastun­
gen nach oben hin dem der AfD-
Stammwählerschaft anpasste. Die 
Neuwählenden bringen der AfD 
weniger Vertrauen entgegen als 
die angestammte Anhängerschaft.

Diese Neuwählenden „gilt es 
mit anderen als mit migrationsfeind-
lichen Positionen anzusprechen – 
mit Positionen, die im Stande sind, 
ihre sozialen und finanziellen Sorgen 
abzumildern. Gute Politik, die Prob-
leme und empfundene Ungerechtig-
keiten angeht und löst, kann dafür 
sorgen, dass Menschen wieder Ver-
trauen in die Politik fassen.” (S. 42) 
Für diese gute Politik sollten Lin­
ke, Sozialistinnen und Sozialisten 
streiten, solange noch Zeit ist.� s

Abb. 25 der WSI-Studie, S. 23

Hövermann, Andreas: Das Umfrage­
hoch der AfD. Aktuelle Erkenntnisse 
über die AfD-Wahlbereitschaft aus dem 
WSI-Erwerbspersonenpanel, in: WSI-
Report Nr. 92, Nov. 2023, Düsseldorf, 
https://www.wsi.de/de/faust-detail.
htm?produkt=HBS-008748.� s

Die gesellschaftliche Linke und das Eigentum
Alexander Recht, SoFoR, schaut zurück und nach vorn

Im 21. Jahrhundert dominiert 
zwar nach wie vor das bürgerli­
che Eigentum, doch es gibt et­

liche Veränderungen im Vergleich 
zum Beginn des Kapitalismus.

Die Ausgangslage im 21. Jhd.
Die Produktivität ist bei verbesser­
ten technologischen Bedingungen 
deutlich höher als früher. Wir be­
gegnen einem Wachstum von Pro­
duktionsmitteln und Waren, bei 
dem der Stoffdurchsatz stärker 
steigt als deren Werte. Dadurch 
ist zwar das Problem des absolu­
ten Mangels vielerorts gelöst, aber 

neue Probleme sind hinzugekom­
men: ökologische Gefährdungen 
durch Stoffverbrauch, ökonomi­
sche Probleme durch Überakku­
mulation und Unterkonsumtion 
sowie zunehmende relative Armut 
und soziale Spaltung. Zudem hat 
sich das Verhältnis zwischen Pri­
vatem und Öffentlichem auf kapi­
talistischer Grundlage demokrati­
siert und ausdifferenziert.

All diese Aspekte sind bei der 
Eigentumsfrage zu beachten und 
stellen der Linken keineswegs 
leicht zu lösende Augaben.

Nicht triviale Aufgaben
In der kapitalistischen Gegenwart 
geht es für Linke nicht simpel um 
mehr Staatseigentum, sondern 
um mehr Gemeinbesitz und eine 
kooperative und demokratische 
Regulation, die die Profitlogik und 
die Konkurrenz einschränkt. Dies 
ist nicht trivial.

Erstens ist der bürgerlichen 
Gesellschaft die Besonderung des 
Staates zu eigen. Der Staat ist we­
der das bewusst geschaffene Ins­
trument einer herrschenden Klas­
se, noch die Verkörperung eines 

https://www.wsi.de/de/faust-detail.htm?produkt=HBS-008748
https://www.wsi.de/de/faust-detail.htm?produkt=HBS-008748
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demokratischen Volkswillens, 
noch ein selbstständig handeln­
des Subjekt, sondern ein um­
kämpftes soziales Verhältnis zwi­
schen Individuen, Gruppen und 
Klassen. Zweitens müssen in 
staatlichen Unternehmen alle 
Stakeholderbeziehungen ins Vi­
sier genommen sowie ökonomi­
sche Effizienz, soziale Gerechtig­
keit, ökologische Nachhaltigkeit 
und demokratische Partizipation 
austariert werden. Drittens ist der 
Staat zwar eine Form der Öffent­
lichkeit, aber nicht die einzige: Es 
gibt auch andere gemeinnützige 
Eigentumsformen.

Auf dem SoFoR-Seminar 2023 
ging es daher um eine sorgfältige 
Befassung mit dem bürgerlichen 
Eigentum im 21. Jahrhundert und 
möglichen Alternativen zu ihm.

Gemeinnutz neben dem Staat
Uwe Hass referierte als erster zu 
den Stromrebellen in Schönau. Zu 
lange hatte der Staat als materiel­
le Verdichtung eines sozialen Kräf­
teverhältnisses zu wenig von sich 
aus erneuerbare Energien geför­
dert. Folglich nahmen Bürger dort 
die Dinge selbst in die Hand und 
gründeten eine Energiegenossen­
schaft. Demokratisches Engage­
ment für Daseinsvorsorge findet 
also auch neben dem Staat statt 
und kann neue Wege ebnen, die 
der Staat erst später selbst be­
schreitet.

In ähnlicher Richtung referier­
te Hans Günter Bell. Als Anfang 
der 90er nicht nur die private, son­
dern auch die staatliche Wohn­
versorgung zu wenig bezahlbaren 
Wohnraum schuf, gründete sich 
das Mietshäuser-Syndikat als Ver­
bund gemeinwohlorientierter Pro­
jekte, die bezahlbare Räume schaf­

fen, die nicht von Verkauf bedroht 
und bezahlbar sind. Ökonomi­
scher Effizienz wird Genüge getan, 
indem Kostenmieten verlangt wer­
den, die nach Abtragung von Zins 
und Tilgung Überschüsse generie­
ren, die für weitere Projekte bereit­
gestellt werden. Diese beiden Bei­
spiele zeigen die Bedeutung einer 
nicht gewinnmaximierenden Re­
gulation neben dem Staat.

Gemeinnutz durch den Staat
Doch auch Staatseigentum bleibt 
wichtig. Ulf-Birger Franz zeigte, 
dass schon die 53 Thesen des PMS 
von 1989 einen Sozial- und Infra­
strukturstaat als Pionier bei Inves­
titions- und Innovationsaufgaben 
und der Bündelung finanzieller und 
administrativer Mittel forderten.

Alban Werner referierte, wie 
der Hang zur Privatisierung ge­
stoppt und Rekommunalisierung 
über das linke Spektrum hinaus 
zum Trend wurde: wegen besserer 
demokratischer Kontrolle und Ein­
fluss bei öffentlichem Eigentum 
sowie schlechter Leistungserbrin­
gung und sozialen und ökologi­
schen Mängeln bei Privatisierung. 
Der Umschwung zur Rekommu­
nalisierung beruht also auf der 
Option für problemorientiertes 
Handeln, führt aber noch nicht 
automatisch zu emanzipatorisch-
transformatorischem Handeln.

Denn in öffentlichen Unterneh­
men ist, wie ich referierte, demo­
kratisch zwischen uneinheitlichen 
Ansprüchen verschiedener Stake­
holder zu vermitteln. Es entstehen 
Konflikte zwischen öffentlichen 
Unternehmen und Parlamenten, 
zwischen Managern und Mitarbei­
tern in öffentlichen Unternehmen 
sowie zwischen öffentlichen Un­
ternehmen und Bürgern, sei es in 
deren Rolle als Souverän, als Kun­
den oder als Aktivisten in sozia­
len Bewegungen. Hinzu kommen 
Konflikte öffentlicher Unterneh­
men mit Lieferanten und Mitbe­
werbern sowie regulatorische Pro­
bleme der Gesamtökonomie.

Neue Wege suchen
Die Forderung nach Komplettver­
staatlichung ist falsch. Die DDR 
mit wenig Demokratie, viel Plan 
und wenig Markt, kaum produk­
tivem Privateigentum sowie über­
griffigem Staat war keine taugliche 
Alternative, wie ich referierte.

Es müssen neue Wege demo­
kratischen Eigentums gefunden 
werden, wie Hans Günter Bell refe­
rierte. In der Wohnungswirtschaft 
kann z. B. von der grundgesetzlich 
erlaubten Vergesellschaftung Ge­
brauch gemacht werden, falls der 
Wohnraum von einer öffentlich-
demokratisch kontrollierten Insti­
tution verwaltet wird. So möchte 
die Initiative „Deutsche Wohnen 
& Co. enteignen“ privaten in ge­
sellschaftlichen Wohnraum über­
führen, zur Ermittlung der Ent­
schädigungshöhe faire Mieten 
heranziehen und erwirken, dass 
Mieten bestehender Wohnungen 
nur mäßig steigen, Wohnraum der 
Profitorientierung entzogen und 
der gemeinwohlorientierte Woh­
nungssektor gestärkt wird, der 
durch seine Bautätigkeit für güns­
tigen neuen Wohnraum sorgt.

Die Diskussion zum Thema ist 
noch nicht vorbei. Geplant sind 
zwei weitere Veranstaltungen.� s

SoFoR-Seminar im Herbst 2024 zum 
Thema „Demokratie in Gefahr“ 
Das SoFoR wird sich auch weiterhin mit der erstarkten 
radikalen Rechten befassen und vom 21.-24.10.2024 im 
bergischen Haus UnterLinden in Wermelkirchen ein Se­
minar zur „Demokratie in Gefahr“ ausrichten.� s

Zwei Veranstaltungen zur 
Eigentumsfrage 

	π Eine Onlineveranstaltung im Juni 
mit Jürgen Leibiger zum Eigentum 
im 21. Jahrhundert sowie

	π ein Theoriekreis im vierten Quartal 
zur Vergesellschaftungsforderung 
der IG Metall in den 80er Jahren.� s

https://sf-rheinland.de/16/10/2023/sofor-seminar-2023-die-eigentumsfrage-stellen/
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Uwe_Hass_Stromrebellen.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Hans_Guenter_Bell_Mietshaeuser-Syndikat.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Hans_Guenter_Bell_Mietshaeuser-Syndikat.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Ulf-Birger_Franz_Steuerung_Potenziale-oeffentlicher_Unternehmen.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2024/02/Alban_Werner_Rekommunalisierung.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Alexander_Recht_Grenzen_Eigentum.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Alexander_Recht_Eigentum_DDR.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Hans_Guenter_Bell_DW_enteignen.pdf
https://sf-rheinland.de/wp-content/uploads/2023/10/Hans_Guenter_Bell_DW_enteignen.pdf

